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Interpellation  von Bruno Zuppiger (SVP, Hinwil) 
 und Annelies Schneider-Schatz (SVP, Bäretswil) 

 betreffend Massnahmen zur Bekämpfung der  
 Arbeitslosigkeit im Kanton Zürich 

________________________________________________________________________ 
 
 
Unser Land wird zur Zeit von einer grossen Arbeitslosigkeit betroffen. Obwohl diese nicht 
ausländische Dimensionen erreicht, trifft es einzelne Menschen zum Teil hart. Es ist deshalb 
auf verschiedenen Ebenen (Bund, Kanton und Gemeinden) zu prüfen, wie die wirtschaftliche 
Lage verbessert werden kann. 
 
Aus diesem Grunde bitte ich die Regierung, folgende Fragen zu beantworten: 
 
1.  Ist der Regierungsrat auch der Ansicht, dass die Strukturprobleme unserer Wirtschaft und 
die damit verbundene Arbeitslosigkeit in unserem Lande zu einem grossen Teil auf  eine 
Vielzahl von überflüssigen, bürokratischen und behindernden gesetzlichen Auflagen  und 
Vorschriften zurückzuführen sind, die zu einer unnötigen Verteuerung von Arbeits- plätzen 
und zu einer Beeinträchtigung des Wirtschaftsplatzes Schweiz führen? 
 
2.  Welche Massnahmen fasst die Regierung ins Auge, um eine Entschärfung dieser ge-
 setzlichen Beschränkungen und eine Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedin-
 gungen herbeizuführen? 
 
3.  In vielen Gemeinden können baureife Projekte der öffentlichen Hand nicht ausgeführt 
 vverden, weil die Direktion des Innern (Abteilung Gemeinderechnungswesen) mit dem 
 Entzug von Finanzausgleich droht. Ist die Regierung bereit, hier zu intervenieren? 
 
4.  Ist die Regierung bereit, den Gemeinden die Einrichtung von regionalen Stellenbörsen zu 
empfehlen, über welche Arbeitslose unbürokratisch für kurze Einsätze nach dem Tag-
 lohnprinzip vermittelt werden können? 
 
5.  Ist der Regierungsrat nicht auch der Ansicht, dass die Zumutbarkeitsklausel in der Ar-
 beitslosengesetzgebung gelockert werden muss? Ist die Regierung bereit, diesbezüglich 
 beim Bund zu intervenieren? 
 
6. Welche Anstrengungen unternimmt die Regierung, um der Jugendarbeitslosigkeit entge-
 genzuwirken? 
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Begründung: 
 
Angesichts der wachsenden Arbeitslosigkeit ist es dringend nötig, dass die Rahmenbedin-
gungen für die Wirtschaft schnell und unbürokratisch verbessert werden. Auch der Kanton 
Zürich kann mit verschiedenen Sofort- und längerfristigen Massnahmen dazu beitragen, 
dass der Wirtschaftsstandort Zürich leistungsfähiger, innovativer und wieder vermehrt kon-
kurrenzfähig wird. Nur damit kann man der Arbeitslosigkeit wirksam entgegentreten. 
 
Anderseits darf die Arbeitslosigkeit in unserem Lande nicht emporstilisiert und "kultiviert" 
werden. Es ist falsch, wenn bei der Bekämpfung der Arbeitslosigkeit die Frage im Vorder-
grund steht, wie die Arbeit in unserem Land mit noch grösseren verwaltungsmässigen Ein-
schränkungen verteilt werden kann. Vielmehr müssen alle Kräfte dafür eingesetzt werden, 
um die Arbeitslosigkeit durch Verbesserung der wirtschaftlichen Rahmenbedingungen, und 
damit durch echte Ursachenbekämpfung, zu vermindern und zu beheben. 


